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Sehr geehrte/r   , 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf 

Kein Anspruch eines Belastingadviseurs auf vorübergehende Eintragung in das Berufsregister der 
Steuerberaterkammer bei fehlendem Nachweis einer Berufsausübung in den Niederlanden 

In zwei Entscheidungen setzte sich der 2. Senat mit berufsrechtlichen Regelungen für ausländische Steuerberater 
auseinander. 

Die Kläger hatten bei der beklagten Steuerberaterkammer jeweils die Aufnahme in das Register der nach § 3a StBerG in 
Deutschland tätigen Personen beantragt. Im Verfahren führten sie u.a. aus, in den Niederlanden dem Beruf des 
Belastingadviseurs (niederländischer Steuerberater) nachzugehen; ihr Registereintrag bei der Kamer van Koophandel 
bestätige ihre Berufsqualifikation. Sie seien gelegentlich und vorübergehend auch für deutsche und niederländische 
Steuerpflichtige in Deutschland tätig. Zusätzlich legten sie eine Bescheinigung über ihre Berufshaftpflichtversicherung vor. 

Die Beklagte lehnte die Eintragung der Kläger in das Berufsregister ab.  

Die dagegen gerichteten Klagen hat unser 2. Senat in seinen Urteilen vom 13.10.2021 abgewiesen und einen Anspruch 
der Kläger auf vorübergehende Eintragung in das Berufsregister der Beklagten und Eingabe ihrer Daten in das Verzeichnis 
der Bundessteuerberaterkammer verneint. 

Da in den Niederlanden weder der Beruf noch die Ausbildung zum Belastingadviseur reglementiert sei, hätten die Kläger 
konkret darlegen und nachweisen müssen, dass sie während der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr lang 
Steuerberatungsleistungen in den Niederlanden erbracht haben. Eine konkrete Beratungstätigkeit konnte der Senat aber 
nicht feststellen. Zum Nachweis reiche weder die Eintragung in das Register der Kamer van Koophandel noch die Vorlage 
von (Steuer-)Bescheinigungen oder Prüfungsberichten der niederländischen Finanzverwaltung, die lediglich abstrakt eine 
unternehmerische Tätigkeit des Klägers bestätigten. Nach Ansicht des Senats konnte die begehrte Eintragung auch nicht 
auf einen verfassungsrechtlichen Anspruch oder europarechtliche Vorschriften gestützt werden. 

Die Entscheidungen sind nicht rechtskräftig. Die Kläger haben gegen die Urteile, in denen das Gericht keine Revision 
zugelassen hatte, jeweils eine Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die unter dem Az. VII B 213/21 bzw. VII B 214/21 
beim Bundesfinanzhof anhängig sind. 

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/


Die Entscheidungen im Volltext: 2 K 886/21 StB, 2 K 887/21 StB 

 

Fehlende Erdienbarkeit einer auf Entgeltumwandlung beruhenden Pensionszusage rechtfertigt keinen Ansatz 
einer verdeckten Gewinnausschüttung 

Unser 6. Senat hatte sich mit der Frage der steuerlichen Anerkennung einer Pensionszusage auseinanderzusetzen. 

Die Klägerin ist eine im Jahr 2012 gegründete Kapitalgesellschaft. Kurz nach ihrer Gründung erteilte sie ihrem 
Geschäftsführer und Alleingesellschafter, der zum damaligen Zeitpunkt sechzig Jahre und vier Monate alt war, eine 
Pensionszusage. Diese sollte durch eine monatliche Gehaltsumwandlung bei garantierter Verzinsung von 3% pro Jahr 
finanziert werden und sah eine Altersleistung ab der Vollendung des 71. Lebensjahrs vor. 

Das beklagte Finanzamt erkannte die Pensionszusage nicht an und behandelte die ab dem Jahr 2012 zur 
Pensionsrückstellung zugeführten Beträge als verdeckte Gewinnausschüttungen. Zur Begründung führte es u.a. an, die 
Pension könne nicht mehr erdient werden, da der Alleingesellschafter im Zeitpunkt der Pensionszusage das sechzigste 
Lebensjahr bereits vollendet habe. Zudem sei die Pension ohne Probezeit für den Geschäftsführer und unmittelbar nach 
Gründung der Klägerin zugesagt worden.  

Die Klägerin vertrat dagegen die Auffassung, dass im Falle einer Pensionszusage aus Entgeltumwandlung die 
Voraussetzungen einer Erdienbarkeit nicht erfüllt sein müssten. Eine Probezeit sei nicht erforderlich gewesen, da der 
Geschäftsführer über langjährige Berufserfahrung verfügt habe.  

Das Finanzgericht Düsseldorf hat mit Urteil vom 16.11.2021 der Klage stattgegeben. Das Finanzamt habe zu Unrecht 
verdeckte Gewinnausschüttungen angenommen. 

Die Pensionszusage enthalte eindeutige Angaben zur Höhe der in Aussicht gestellten zukünftigen Leistungen (§ 6a Abs. 
1 Nr. 3 EStG). Die steuerliche Anerkennung der Zusage scheitere auch nicht an einer fehlenden Erdienbarkeit. Dazu habe 
der Bundesfinanzhof entschieden, dass dieses Kriterium bei einer durch Entgeltumwandlung finanzierten Altersvorsorge 
nicht anzuwenden sei. Denn in einem solchen Fall habe der Arbeitgeber die finanziellen Folgen der Zusage nicht zu tragen 
und sei durch diese wirtschaftlich nicht belastet. Aus diesem Grund seien auch weder die Erteilung der Zusage unmittelbar 
nach Gründung der Klägerin noch die fehlende Probezeit für deren steuerliche Anerkennung relevant, zumal der 
Geschäftsführer über ausreichende Berufserfahrung verfügt habe. 

Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Das Finanzamt hat gegen das Urteil, in dem das Gericht keine Revision zugelassen 
hatte, eine Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die unter dem Az. I B 89/21 beim Bundesfinanzhof anhängig ist. 

Die Entscheidung im Volltext: 6 K 2196/17 K,G,F 

Weitere aktuelle Entscheidungen im Überblick 

Einkommensteuer 

Zur Frage einer gewerblichen Vermögensverwaltung, dem Vorliegen einer verdeckten Gewinnausschüttung und 
der Annahme einer Gewinnerzielungsabsicht  

Die Entscheidung im Volltext: 3 K 1318/15 E,F 

 

Die Veräußerung eines Teilkommanditanteils an einen Mitgesellschafter und die sich daraus ergebende 
Verschiebung der Haftsummen führt nicht zu einer Nachversteuerung aufgrund einer Haftungsminderung i. S. d. 
§ 15a Abs. 3 Satz 3 EStG 

Die Entscheidung im Volltext: 14 K 717/19 F 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/2_K_886_21_StB_Urteil_20211013.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/2_K_887_21_StB_Urteil_20211013.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/2_K_887_21_StB_Urteil_20211013.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/6_K_2196_17_K_G_F_Urteil_20211116.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/3_K_1318_15_E_F_Urteil_20191129.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2019/3_K_1318_15_E_F_Urteil_20191129.html
https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2021/14_K_717_19_F_Urteil_20210930.html


Einladung zum 18. Deutschen Finanzgerichtstag 

Nachdem die Veranstaltung im letzten Jahr pandemiebedingt abgesagt werden musste, findet der diesjährige Deutsche 
Finanzgerichtstag am 31. Januar 2022 coronasicher als Onlineveranstaltung statt. Das Thema lautet in diesem Jahr 
passend zur aktuellen Lage: 

"Steuern und öffentliche Finanzen in und nach der Pandemie" 

In den Referaten werden aktuelle Fragen der Beratungspraxis erörtert, wie z.B. 

- Verfassungs- und steuerrechtliche Aspekte der Regelungen zum Ausgleich der Pandemielasten und ihre Probleme in der 
Praxis 

- Folgerungen aus den BFH-Entscheidungen zur doppelten Besteuerung der Renten 

- Aktuelle Entwicklungen im Grunderwerbsteuerrecht 

- Die steuerliche Förderung energetischer Maßnahmen 

Das ausführliche Programm mit der Möglichkeit zur Online-Anmeldung finden Sie auf der Internetseite des Deutschen 
Finanzgerichtstags e.V. 

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung informiert.Der 
Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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